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1. Formelles

Mit E-Mail vom 22. Oktober 2024 hat das Stadtplanungsamt dem Berner Heimatschutz zur Einrei­

chung von Einwendungen eine Fristverlängerung bis zum 25. November 2024 gewährt. Die Frist 

ist mit Datum heutiger Eingabe gewahrt. Die Heimatschutzorganisationen sind mitwirkungsbefugt 

(Art. 58 BauG). Die unterzeichnende Anwältin ist gehörig bevollmächtigt. Betreffend den Schwei­

zer Heimatschutz liegt der Eingabe die Vollmacht vom 9. Oktober 2024 bei. Die entsprechende 

Vollmacht des Berner Heimatschutzes bzw. dessen Regionalgruppe Bern Mittelland wird nachge­

reicht werden. 

Beweismittel: 

- die bisherigen

- E-Mail vom 22.10.2024

- Vollmacht Schweizer Heimatschutz vom 09.10.2024

II. Materielles

A. Allgemeine Vorbemerkungen und Ausgangslage

Beilage 1 

Beilage 2 

Die Vorgeschichte und die einzelnen Prozessschritte sind im Erläuterungs- und Raumplanungsbe­

richt vom 2. September 2024 im Wesentlichen vollständig zusammengefasst, weshalb grundsätz­

lich darauf verwiesen werden kann. Einzelne Ergänzungen und Korrekturen hierzu erfolgen im 

Rahmen der nachfolgenden Einwendungen. Um Wiederholungen zu vermeiden, wird in der vorlie­

genden Eingabe darauf verzichtet, die von der Stadt Bern bereits vorgebrachten einschlägigen 

Rechtsnormen aufzuführen. An dieser Stelle wird sodann darauf hingewiesen, dass sämtliche in 

den Planauflagen enthaltenen Vorbringen als bestritten gelten, sofern sie nachfolgend nicht aus­

drücklich als richtig anerkannt werden. 

Die Eigentümerschaft plant zusammen mit der Stadt Bern die Siedlung Meienegg durch neue, 

vier- bis sechsgeschossige Wohnbauten mit deutlich teureren Mittelstands-Familienwohnungen 

zu ersetzen. Unter dem Deckmantel der Innenverdichtung, der Errichtung von preisgünstigen Woh­

nungen sowie von energetischen und baupolizeilichen Anliegen sollen - mit Ausnahme von zwei 

Wohnhäusern im Nordwesten sowie des Kindergartens - sämtliche der bestehenden drei- bis 

viergeschossige Mehrfamilienhäuser der Meienegg abgebrochen werden. Der höhere Mietzins 

der Neubauwohnungen ist begründet durch die vorgesehene grössere Wohnungsfläche, die hö­

heren Komfortansprüche und die hohen Erstellungskosten. Dass öffentliche Interessen an dem 

geplanten Bauvorhaben nicht ausschlaggebend waren, offenbart die Eigentümerschaft in ihrer 

Stellungnahme zum Entwurf für das Kantonale Bauinventar für die Stadt Bern vom 27. Oktober 

2016, indem sie Folgendes festhält: «Die FAMBAU wird die Wohnbauten der Siedlung Meienegg 

- im Interesse der Genossenschafterinnen und Genossenschafter nicht erhalten und durch Neu­

bauten ersetzen.» (S. 7, Hervorhebung durch die Unterzeichnende). Es geht somit primär um die

privaten Interessen der Eigentümerschaft. Sämtliche im Erläuterungsbericht vom Oktober 2024
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zitierten Gutachten, welche der Meienegg ihre Bedeutung absprechen (insb. das Gutachten von 
Dr. Ueli Habegger vom 12. November 2014) und eine Sanierung des Bestands für unverhältnis­
mässig erklären (insb. die Wirtschaftlichkeitsberechnung von 2ap / Abplanalp Affolter Partner 
vom 28. Juni 2023 und die Verhältnismässigkeitsprüfung der CO. Architekten AG vom 5. August 
2024), wurden von der FAMBAU in Auftrag gegeben. Obwohl bislang jegliche bauphysikalischen 
oder statischen Untersuchungen am Objekt unterblieben sind und damit zugleich auch die Grund­
lagen für einen Entscheid bezüglich der Sanierbarkeit bzw. einer Zumutbarkeit allfällig erforderli­
cher Sanierungsarbeiten am Baudenkmal Meienegg für die Eigentümerschaft fehlen, wird in der 
städtebaulichen Studie Stöckacker Nord, Bern, Bericht des Beurteilungsgremiums vom Mai 2018 
festgehalten, dass das Szenario Rückbau und Neubau langfristig für die FAMBAU das Richtige 
ist.» (S. 10 f.). Auch diese Aussage deutet daraufhin, dass es beim vorliegenden Planvorhaben vor 
allem um die Interessen bzw. das «Richtige» für die Eigentümerschaft geht. Die Planungsgrundla­
gen sind insgesamt unvollständig und mangelhaft. Bei zahlreichen Argumenten, die zur Rechtfer­
tigung des Abbruchs vorgebracht werden, handelt es sich nicht um auf wissenschaftlich fundier­
ten Untersuchungen basierende Aussagen. Stattdessen gründen diese auf mehrfach tradierten 
Aussagen der FAMBAU, obschon diverse Parameter bis heute unbekannt sind. 

Angesichts dieser Ausgangslage erstaunt es, dass die Stadt Bern - in Missachtung der Empfeh­
lungen im von ihr in Auftrag gegebenen Gutachten der Eidgenössischen Kommission für Denkmal­
pflege (EKD) und ohne Veranlassung weiterer unabhängiger Abklärungen - die Zerstörung eines 
der besterhaltenen Zeugen der Geschichte des sozialen Wohnungsbaus in der Schweiz und eines 
hochgradig schutzwürdigen Baudenkmals, ein Schlüsselbau in der Entwicklung von Bümpliz-Beth­
lehem hin zur grössten Trabantenstadt der Schweiz, unterstützt. Damit widersetzt sich die Stadt 
Bern den Schutzanliegen des Bundesinventars der schützenswerten Ortsbilder der Schweiz von 
nationaler Bedeutung (ISOS) in sachlich nicht vertretbarer Weise und entzieht sich damit ihrer 
selbstauferlegten Verpflichtung, wertvolle Landschaften, Ortsbilder, Naturdenkmäler, Bauten und 
Kulturgüter zu erhalten und zu schützen (Art. 9 Abs. 3 Gemeindeordnung). Gleichzeitig unterstü�zt 
sie mit dem Vorhaben die Zerstörung von kostengünstigen Wohnungen und zugleich die Verdrän­
gung von besonders vulnerablen Personen aus der Stadt. In Anbetracht ihrer gesetzlichen Pflicht, 
zusammen mit öffentlichen und privaten Organisationen für hilfsbedürftige Menschen zu sorgen, 
sie zu schützen, ihre soziale Integration zu fördern sowie Rahmenbedingungen zu schaffen, die 
allen Menschen in der Stadt ein menschenwürdiges Leben ermöglichen (Art. 11 Abs. 2 Gemein­
deordnung), ist das an den Tag gelegte Verhalten inakzeptabel. Obwohl der gesamtschweizeri­
sche Anteil an gemeinnützigen Wohnungen lediglich bei rund 4% 1 liegt, stört sich die Stadt Bern 
daran, dass die hochwertige Siedlung «lediglich noch das Bedürfnis rrsehrgünstiger Wohnungen,> 

abdecke, was unverständlich ist (Erläuterungs- und Raumplanungsbericht, S. 8). Denn genau für 
Bevölkerungsgruppen, die es auf dem Markt aus wirtschaftlichen und/oder sozialen Gründen 
schwerer haben, spielen gemeinnützige Wohnbauträger und die Gemeinden bezüglich Woh­
nungsversorgung eine wesentliche Rolle2

. In dieser Hinsicht obliegt der FAMBAU und der Stadt 
Bern eine soziale Verantwortung. Es wird sich im vorliegenden Planungsverfahren zeigen, ob die 

1 Jurius, Fakten und Zahlen zum gemeinnützigen Wohnungsbau, in: Jusletter 4. November 2024. 
2 Jurius, Fakten und Zahlen zum gemeinnützigen Wohnungsbau, in: Jusletter 4. November 2024. 
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Stadt Bern die soziale Gerechtigkeit zu fördern bereit ist und sich ihre Stärke am Wohle der 
Schwachen misst oder eben gerade nicht (Präambel Bundesverfassung). 

Beweismittel: 
- die bisherigen

B. Schutzgrad und Interessenabwägung

1. Schutzgrad der Siedlung Meienegg und öffentliches Interesse an deren Erhalt

Im Erläuterungs- und Raumplanungsbericht vom September 2024 wird korrekt ausgeführt, dass 
die vom Abbruch bedrohte Siedlung Meienegg im ISOS mit dem höchsten Erhaltungsziel A figu­
riert. Zudem sind die Häuser im Bauinventar der Stadt Bern als erhaltenswert eingestuft und als 
«erhaltenswert einer Baugruppe gehörend» als «K-Objekte» aufgeführt. Sowohl die Eidgenössi­
sche Kommission für Denkmalpflege (EKD) als höchste Fachinstanz in denkmalpflegerischen Fra­
gen in der Schweiz als auch der von der FAMBAU selbst (noch vor Dr. Ueli Habegger ) mit der 
Schutzabklärung beauftragte PD Dr. Dieter Schnell sind in ihren Gutachten zum Schluss gelangt, 
dass die Siedlung Meienegg als national bedeutendes Baudenkmal innerhalb des ebenso national 
bedeutenden Ortsbilds Bümpliz-Bethlehem durch ihren historischen, siedlungsgeschichtlichen, 
aussenräumlichen und architektonischen Wert heraussticht und daher von «erhaltenswert» auf 
«schützenswert» aufgestuft werden sollte. Die Einschätzungen der Fachkommission und der Fach­
person weisen eine hohe Qualität auf und sind schlüssig sowie nachvollziehbar begründet. Es 
erhellt sich deshalb nicht, weshalb die Stadt Bern ohne Anbringung einer ausführlichen und dif­
ferenzierten Begründung, wozu sie gemäss höchstrichterlicher Rechtsprechung verpflichtet wäre, 
der Auffassung der EKD und PD Dr. Dieter Schnell nicht folgt. 

Der pauschale Hinweis darauf, dass die betroffene Siedlung im Rahmen der Aktualisierung des 
Bauinventars nicht aufgestuft worden ist, geht fehl: Einerseits handelte es sich hierbei um einen 
politischen und nicht fachlichen Entscheid, und andererseits hat die städtische Denkmalpflege die 
nicht erfolgte Aufstufung damit begründet, dass mit dem ehrgeizigen Reduktionsziel eine Ver­
schärfung der Aufnahmekriterien einhergegangen sei (Antwort der städtischen Denkmalpflege 
vom 12.06.2017 auf die Anträge der FAMBAU betr. die Revision des Bauinventars, S. 2). Hieraus 
kann somit nicht geschlossen werden, dass die Siedlung Meienegg nicht über die im Normalfall 
geltenden Kriterien für die höchste Schutzkategorie verfügt. Ebenso falsch ist es zu behaupten, 
die EKD hätte zur Erstellung ihres Gutachtens weniger strenge Massstäbe angesetzt als die städ­
tische Denkmalpflege, deren Fokus bei der lnventarrevision «auf sämtlichen potenziell schützens­
werten städtischen Objekten» gelegen habe und die daher im Quervergleich der städtischen Ob­
jekte und Siedlungen die Meienegg als von weniger hohem Schutzstatus eingeordnet hätte (vgl. 
Erläuterungsbericht zur Überbauungsordnung vom 14. Oktober 2024, S. 23). Bei Beurteilungen der 
EKD handelt es sich nie um isolierte Einzelbetrachtungen der untersuchten Objekte. Im Gegenteil, 
die Bewertung der Eidgenössischen Kommission für Denkmalpflege basiert stets auf einem 
schweizweiten Quervergleich: «Die EKD f . .J zieht auch Vergleichsbeispiele aus dem Umfeld der 
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Stadt Bern und wetferen Orten der Schweiz bei Als nicht kantonal gebundene eidgenössische 
Instanz basiert ihre Beurteilung zudem auf ihrer Erfahrung zu Einstufungen im interkantonalen 
Vergleich> (EKD-Gutachten vom 4. Dezember 2015, S. 4). Ein hoher Massstab, dem die Siedlung 
Meienegg offenbar standhalten konnte. 

Weiter ist darauf hinzuweisen, dass die in der städtebaulichen Studie Stöckacker Nord, Bern, 
Bericht des Beurteilungsgremiums vom Mai 2018 enthaltenen Aussagen in krassem Widerspruch 
zu denjenigen der Stadt Bern im Erläuterungs- und Raumplanungsbericht stehen. Während in der 
Studie die architektonischen Qualitäten der Meienegg noch als undiskutabel und als herausra­
gendes Beispiel der 50-Jahre-Architektur bezeichnet werden (S. 5), fokussiert die Stadt Bern im 
aktuellen Bericht und auch das Gutachten Habegger darauf, dass die Meienegg gemäss der Be­
urteilung im ISOS nur über «gewisse» und nicht «besondere» architekturhistorische Qualitäten 
verfüge und unterschlägt die «besondere» räumliche Qualität, die beide zusammen das Schutzziel 
A (Erhaltung der Substanz) begründen. Eine derartige Fokussierung auf ein einziges Element ist in 
denkmalpflegerische Hinsicht kaum vertretbar. Es scheint deshalb dringend angezeigt, den von 
der Eigentümerschaft beauftragten Gutachtern und der Stadt Bern die einschlägige Rechtspre­
chung des Bundesgerichts in Erinnerung zu rufen. Ob und in welchem Ausmass ein Objekt Schutz 
verdient, ist gemäss höchstrichterlicher Rechtsprechung im Einzelfall im Rahmen einer «auf sach­
liche und wissenschaftlichen Kriterien abgestützte Gesamtbeurteilung, welche den kulturellen, 

geschichtlichen, künstlerischen und städtebaulichen Zusammenhang eines Bauwerks mitberück­

sichtigt, zu prüfen. Als Zeuge und Ausdruck einer historischen, gesellschaftlichen, wirtschaftli­

chen und technischen Situation soll ein Bauwerk erhalten bleiben, wobei Denkmalschutzmass­

nahmen auf objektive und grundsätzliche Kriterien abgestützt sein sowie von einem grösseren 

Tell der Bevölkerung bejaht werden müssen, um Anspruch auf eine gewisse Allgemeingültigketf 

erheben zu könnef/ll. (vgl. zum Ganzen BGE 120 la 270 E. 4a). Das Bundesgericht führt in Überein­
stimmung mit der EKD und PD Dr. Schnell genau diejenigen Kriterien auf, denen die Privatgutach­
ter der Eigentümerschaft und die Stadt Bern hinsichtlich des Schutzwertes der Siedlung keine 
allzu grosse Bedeutung beimessen. Es sei deshalb nachfolgend in gebotener Kürze auf die prä­
genden Elemente der Siedlung näher eingegangen: 

• Ad kulturelle und historische Bedeutung der Siedlung

Bei der 1948-1956 errichteten Meienegg handelt es sich um die älteste rein genossen­
schaftlich finanzierte Mehrfamilienhaussiedlung Berns. Die von Beginn an mit verschie­
denen Wohnungsgrössen (Ein- bis Vierzimmerwohnungen), Alterswohnungen und sogar 
einem Altersheim ausgestatteten Gebäude ermöglichten Alleinstehenden, Paaren, Fami­
lien mit einem oder mehreren Kindern, Verwitweten sowie nicht mehr selbstständigen 
Seniorinnen und Senioren gleichermassen einen unbürokratischen Wohnungswechsel in­
nerhalb der Siedlung - vom Auszug aus dem Elternhaus bis zum Einzug ins Altersheim. In 
diesem für die Bauzeit äusserst innovativen und in der Deutschschweiz damals neuarti­
gen, grossen Wohnungsmix widerspiegeln sich der dem Siedlungskonzept zugrundelie­
gende Genossenschaftsgedanke und die damaligen Ideale des sozialen Wohnungsbaus 
auf innovative und einzigartige Art und Weise. Die Integration von Alterswohnungen, 
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eines Kindergartens und eines Konsumladens (Filiale des Konsumvereins, heute coop Ge­
nossenschaft) in die Planung hatten Modellcharakter für alle folgenden grossen Sied­
lungsprojekte in Bümpliz und Bethlehem, an denen die FAMBAU massgeblich beteiligt 
war, wie z.B. das Tscharnergut, das Schwabgut, der Gäbelbach oder das Fellergut. Das 
Vorhandensein dieser Infrastrukturen vereinfachte den Hausfrauen zu jener Zeit eine fle­
xiblere Gestaltung ihres Alltags und ermöglichte ihnen allenfalls gar das Nachgehen einer 
eigenen Teilzeit-Lohnarbeit. Damit manifestieren sich in der Siedlung wichtige gesell­
schaftliche Entwicklungen der Zeit, die bis heute nichts von ihrer Bedeutung verloren ha­

ben. 

• Ad architektur- und städtebaugeschichtliche Bedeutung

Bei der Meienegg handelt es sich um die erste vom Architektenehepaar Hans und Gret 
Reinhard geplante Mehrfamilienhausüberbauung. Als Frühwerk des eng mit der damals 
noch jungen FAMBAU verbundenen Büros, das mit seinen unzähligen späteren Wohnbau­

projekten die weitere Entwicklung des Stadtteils von den 1950er- bis zu den 1970er-Jah­
ren massgeblich mitprägen sollte, kommt der Meienegg herausragende architekturge­
schichtliche Bedeutung zu. Ab 1948 geplant, markiert der Bau der Meienegg mit ihren 
Mehrfamilienhausbauten und ihren gemeinschaftlich genutzten Freiflächen die endgültige 

Abkehr von der bis zum Zweiten Weltkrieg in Bümpliz und Bethlehem üblichen Reihenein­
familienhausbebauung mit grossen Pflanzgärten zur Selbstversorgung gemäss Bebau­
ungsplan 1941 /1942 (vgl. z.B. die Siedlungen Hohliebi, Stapfenacker oder Bethlehema­

cker 1). 

Aus städtebaugeschichtlicher Sicht steht die Meienegg ganz am Beginn der Entwicklung 
der Berner Vororte Bümpliz und Bethlehem hin zum grössten sozialen Wohnbauprojekt der 
Nachkriegszeit in der Deutschschweiz. Als Bindeglied zwischen den zuvor errichteten Rei­

heneinfamilienhaussiedlungen und den späteren Grossüberbauungen kommt ihr eine 
Schlüsselstellung in der Geschichte und Entwicklung der grössten Trabantenstadt der 

Schweiz zu. Sie ist Vorläuferin und Wegbereiterin der Grossüberbauungen (Tscharnergut, 

Schwabgut, Gäbelbach etc.), die bis heute die Skyline im Westen der Bundesstadt prägen 

und somit ein unverzichtbarer Bestandteil der einzigartigen «Architekturlandschaft der 
Nachkriegszeit» in Bümpliz und Bethlehem, die sowohl in zahlreichen Fachpublikationen3

damals wie heute als auch im !SOS entsprechend gewürdigt wird. 

Der gemeinschaftlich genutzte Frei- und Grünraum rund um die Mehrfamilienhäuser war 
in mehrerlei Hinsicht ein siedlungsbauliches Novum; geradezu sinnbildlich wurde mit ihm 

die Gemeinschaftsidee umgesetzt. Der «Dorfplatz» in der Mitte der Siedlung und die au­

tofreien, gemeinschaftlich nutzbaren Zwischenräume standen und stehen allen zur 

3 Vgl. z. B. Anne-Catherine Schröter u. a., Siedlungen der Nachkriegszeit in Bümpliz-Bethlehem (Schweizerische Kunstführer, 
Nr. 1025). Bern 2018 (zur Meienegg insb. S. 28-29) oder Bümpliz-Bethlehem. Bauerndorf, Gartenstadt, Plattenbau (Bau Kultur 

Erbe 3). hg. von Berner Heimatschutz, Region Bern Mittelland, Bern 2023 (zur Meienegg insb. S. 80-87). 
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Verfügung. Die differenziert mit Einzelbäumen, Hecken und Mäuerchen sorgfältig gestal­
teten Freiflächen sowie die möblierten Plätze und Nischen dienten und dienen sowohl als 
Erholungs- als auch als Rückzugsräume ausserhalb der im Grundriss knapp bemessenen 
und sparsam ausgestatteten Wohnungen. Gleichzeitig fördern sie seit jeher den genera­
tionen- und kulturübergreifenden Austausch der Bewohnerinnen und Bewohner. 

Die EKD hält in ihrem Gutachten wiederum unter Berufung auf das ISOS folgendes fest: 
«Laut /SOS verfügen sowohl die Siedlung Meienegg als auch die (wie bereits erwähnt 

inzwischen abgebrochene) Kommunalsiedlung Stöckacker Ober <<räumlich bemerkens­

werte ( . .) Wohnhöfe)), und diese <(sorgfältig gestalteten Zwischenbereiche)) haben laut 
/SOS ((einen zumindest lihnlichen Wert wie die etwas braven Satteldachhliuser mit ihrem 

hellen Verpu/z)J (EKD Gutachten, S. 5, Hervorhebungen durch die Unterzeichnende). Die 
Aussage der Stadt Bern, wonach die Siedlung gemäss ISOS vor allem räumliche Qualitä­
ten, «wobei hierfür vor allem die starke Durchgrünung der Siedlung entscheidend sein 
dürfte», aufweise, ist somit falsch (Erläuterungs- und Raumplanungsbericht, S. 22). Das 
!SOS weist explizit auch auf die architekturgeschichtliche Bedeutung hin (EKD Gutachten,
S. 36). Dass im ISOS der Fokus vor allem auf der Gesamtwirkung und Bedeutung des Sied­
lungsganzen gerichtet ist, liegt in seiner Eigenheit als Inventar von Ortsbildern von natio­
naler Bedeutung begründet. Den architektonischen Wert der Wohnhäuser, der nicht zu­
letzt auch in der sorgfältigen Gestaltung architektonischer Details liegt, umschreibt Ph Dr.
Dieter Schnell in seinem Gutachten vom Juli 2014 wie folgt «Die Wohnhäuser der Mei­

enegg entsprechen einem Gebäudetypus, der in den 1940er und 1950er Jahren in Bern

zahlreich realisiert worden ist Stilistisch sind die Bauten dem Landistil verpflichtet Dieser

ist sowohl in der nicht rechtwinkligen Setzung der Bauten als auch in zahllosen Details

wie den Türen, Geländern oder auch den verschiedenen Holzlattungen, den Naturstein­
mäuerchen und der Gartengestaltung bis in die Wahl der Pflanzen deutlich spürbar. Mit

den sehr geschickten Minimalgrundrissen und auch mit der unüblichen Idee eines nach

Süden gerichteten, verbreiterten Gebäudekopfs beweisen die Häuser eine Eigenständig­

keit und repräsentieren damit besonders sorgfältig gelöste Vertreter dieses gängigen Ty­

pus. Die bereits erwähnten Balkongeländer, die Spaliere an den Fassaden aber auch im

Wohnungsinnern die Staketenabtrennungen gegen den Eingangsbereich sprechen für

eine bemerkenswerte Detaill!ebe der Architekten. >) (S. 8 Ziffer 3.4). Grosser Wert wurde
beim Siedlungsprojekt Meienegg auch auf die Kunst am Bau gelegt. Das beweisen z.B.
das vom Berner Kinderbuchillustrator Hans Fischer entworfene Sgraffito «Musizierende
Katzen und Hühner» an der Fassade der oder die drei türkisen, an einem Fahnenmast be­
festigten Metallschilder mit dem Schriftzug «MEIENEGG». Bei dieser Installation handelt
es sich um die erste siedlungseigene «Corporate ldentity» in Bern, entworfen vom berühm­
ten Grafiker Hans Hartmann, der später nicht nur das SBB-logo, sondern auch die identi­
tätsstiftenden Logos der Überbauung Tscharnergut und Gäbelibach gestalten sollte.

Von grosser Bedeutung für den Denkmalwert ist schliesslich auch der Umstand, dass so­
wohl im Inneren als auch am Äusseren der Wohnhäuser ein Grossteil der originalen Sub­
stanz und des originalen Charakters erhalten geblieben ist (EKD-Gutachten, S. 7). Die 
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Siedlung sticht durch einen hervorragenden Erhaltungszustand hervor. Die Meienegg ist 

aufgrund der bislang ausgebliebenen Gesamtsanierung (vorgenommen wurden einzig 

kleine Eingriffe wie der Dachausbau eines Blocks in den 198Der- oder der Ersatz der Holz­

jalousieläden sowie einzelner Küchen und Bäder in den 1990er-Jahren) im Vergleich zu 

anderen Siedlungen aus den 1940er- und 50er-Jahren in ihrer originalen Bausubstanz aus­

sergewöhnlich gut erhalten. Sie weist keine gravierenden Bauschäden auf. Dieser gute 

Erhaltungszustand ist eine wichtige Voraussetzung für die Denkmalwürdigkeit sowie 

Denkmalfähigkeit und ermöglicht eine einheitliche, denkmalgerechte Sanierung der Ge­

samtheit aller Wohnbauten. 

Durch das Zusammenspiel der Denkmal- und ISOS-Oualifikationen ergibt sich, dass der Wert der 

Siedlung Meienegg nicht lediglich in der räumlichen Ausgestaltung liegt. Der Zeugniswert der 

Meienegg wird auch durch ihre architektonischen, städtebaugeschichtlichen, kulturellen sowie 

ihre sozial- sowie wirtschaftshistorischen Qualitäten begründet. Die bezüglich ihrer Grundrisse 

und verwendeten Materialien bewusst kostengünstig erststellten Mehrfamilienhausbauten und 

ihre zurückhaltende Architektursprache dürfen nicht dazu verleiten, die Meienegg als kultur-, so­

zial- und architekturgeschichtlich weniger wertvoll und denkmalwürdig einzustufen als bspw. auf­

wändiger gestaltete Bauten der gleichen oder anderer Epochen. Im Gegenteil: Als Siedlung, wel­

che so kurz nach dem Zweiten Weltkrieg geplant und realisiert wurde, sind es mitunter genau 

diese Eigenschaften, die der Siedlung ihre historische, gesellschaftliche und wirtschaftliche Zeu­

genschaft verleihen. Auch die EKD weist daraufhin, dass «der Wille zur reduzierten Gestaltung 

und Materialisierung bei der Betrachtung der Siedlung Meienegg offensichtlich wird, allerdings 

nicht nur Produkt eines absolut rigorosen Kostenbewusstseins ist, sondern durchaus dem Zeit­

geist der gemässigten schweizerischen Kriegs- und Nachkriegsmoderne entspricht.» (EKD Gut­

achten, S. 8). PD Dr. Schnell weist in seinem Gutachten, dessen Inhalt von der Stadt zu Unrecht 

kaum beachtet wurde, korrekterweise daraufhin, dass die Siedlung «die erste Gesamtüberbauung 

nach dem zweiten Weltkrieg und wichtiges Bindeglied zwischen leicht romantisierender Nach­

kriegsarchitektur und den rational und funktional durchgeplanten Grosssiedlungen der 1960er 
Jahre,> ist. Die Gesamtkonzeption bezeichnet PH Dr. Schnell als für Bern einzigartig. (Gutachten 

Schnell, S. 7). Die Siedlung Meienegg weist - spätestens nach dem 2013 erfolgten Abbruch der 

Siedlung Stöckacker Süd - zweifelsohne eine in Bern nicht mehr vielerorts vorhandene, für die 

Bauzeit charakteristische architektonische Gestaltung auf und erfüllt die im BGE 120 la 270 ge­

nannten Kriterien, weshalb von einer sehr hohen bzw. herausragenden Schutzwürdigkeit der be­

troffenen Siedlung auszugehen ist. Daran vermögen die Einschätzung von Dr. Ueli Habegger, die 

erst im Nachgang des für die Eigentümerschaft unliebsamen Gutachtens von PD Dr. Dieter Schnell 

eingeholt wurde, sowie die Ausführungen der Kanzlei Konstruktiv nichts zu ändern. 

Aufgrund des dargelegten herausragenden Schutzwertes der Siedlung wird die Aufstufung der 

Siedlung Meienegg von erhaltenswert auf schützenswert beantragt. In der Interessenabwägung 

ist ausserdem von einem sehr hohen öffentlichen Schutzinteresse an der Erhaltung der Siedlung 

Meienegg auszugehen. Der drohende Abbruch der Wohnhäuser und die Erstellung von überdi­

mensionierten Neubauten (betr. Anzahl Geschosse, Volumen, Höhe) in einer äusserst sensiblen 

Gegend, wo mit Ausnahme des südwestlich benachbarten Schwabguts allseitig eine eher 
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kleinteilige, in der Höhenentwicklung reduzierte Bauweise mit Arbeiterwohnhäusern aus dem 19. 

Und dem frühen 20. Jahrhundert vorherrscht (insbesondere nordwestlich der Keltenstrasse und 
beidseitig der Kehrgasse im Osten der Meienegg), ist mit den Schutzzielen des ISOS und den 
kantonalen Schutzbestimmungen unvereinbar. Das vorgesehene Neubauprojekt wird einen star­

ken Kontrast zur bestehenden Bauweise in der nahen Umgebung darstellen und als Fremdkörper 
wahrgenommen werden. Auch die Stadt Bern hat in ihrem Bericht darauf hingewiesen, dass mit 

dem Neubau ein erheblicher Eingriff in das Siedlungs- bzw. Ouartierbild erfolge. Das Bauprojekt 

wird einerseits die Zerstörung eines erstklassigen Schutzobjektes und andererseits eine erhebli­

che Beeinträchtigung des geschützten Ortsbildes zur Folge haben. 

Sollte die Stadt Bern trotz der vorangehenden Vorbringen an ihrer bisherigen Einschätzung betr. 

den Schutzwert der Siedlung Meienegg und eines lediglich hohen Schutzinteresses festhalten, 
dann ist zwingend bei der EKD eine ergänzende Stellungnahme betr. die Auswirkungen des Ab­

bruches und des vor esehenen Neubaus auf die Schutzziele von ISOS und kantonalem Bauinven­

tar einzuholen. Zudem ist aufgrund der sich widersprechenden Gutachten zusätzlich die Fachmei­

nung der kantonalen Denkmalpflege betr. den Denkmal- und Schutzwert der betroffenen Siedlung 

anzufordern. In der Planungsvereinbarung wurde explizit festgehalten, dass eine Voranfrage ins­

besondere zu Denkmalfragen durchzuführen ist (Ziffer 4.3). Dies ist bis dato nicht erfolgt. Bei Un­

terlassung dieser Abklärungsmassnahmen und gleichzeitiger Bestätigung ihrer Ansicht wird sie 

sich zweifelsohne eine unvollständige sowie unrichtige Sachverhaltsfeststellung und gestützt hie­

rauf eine rechtsfehlerhafte Interessenabwägung entgegenhalten lassen müssen. 

Beweismittel: 

- die bisherigen

- Aufstufung der Siedlung Meienegg von erhaltenswert auf schützenswert

- Ergänzende Stellungnahme bei der EKD

- Fachbericht der kantonalen Denkmalpflege

2. Interessenabwägung

2.1 Vorbemerkungen zur Akten- und Beweislage 

durchzuführen 

v.A.w. einzuholen

v.A.w. einzuholen

Die Feststellungen im Erläuterungs- und Raumplanungsbericht vom 2. September 2024 betr. die 

angebliche Baufälligkeit der hochgradig geschützten Siedlung und der Unzumutbarkeit der Erhal­

tung bzw. einer sanften Sanierung für die Eigentümerschaft entbehren jeglicher Grundlage. An­

gesicht der hohen Schutzwürdigkeit der Siedlung ist die im vorliegenden Verfahren an den Tag 

gelegte unsorgfältige und oberflächliche Vorgehensweise in rechtlicher Hinsicht unhaltbar. Un­

geschmälerte Erhaltung verdient in besonderem Masse das, was die Objekte so einzigartig oder 

typisch macht (BGE 115 lb 131 E. 5a). In denkmalpflegerischer Hinsicht kommen deshalb weder 

ein Abbruch noch ein Teilabbruch der Siedlung Meienegg in Frage. Einzig eine sanfte Sanierung 

der bestehenden Bauten ist mit den Schutzzielen des ISOS und der kantonalen Schutzvorschriften 

vereinbar. Die Machbarkeit einer sanften Sanierung wurde jedoch weder genügend berücksichtigt 

noch ernsthaft untersucht. 
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Wie bereits eingangs unter Kapitel A angebracht, sind - soweit dem Berner Heimatschutz bekannt 
- bis dato keine detaillierten bauphysikalischen oder statischen Untersuchungen am Objekt er­
folgt. In der Entwicklungsstudie «Siedlung Meienegg, Bern» der Metron AG (nachfolgend Metron­
Studie) wird zu Beginn darauf hingewiesen, dass die Zustandsanalyse der Siedlung Meienegg
anhand einer Begehung erfolgt sei, wobei lediglich eine grobe Analyse des baulichen Zustands
der Siedlung stattgefunden habe (S. 3). Eine Prüfung der Tragfähigkeit und Nutzlast der Balkone
konnte nicht erfolgen bzw. müsse durch eine/n Bauingenieur:in durchgeführt werden. Betreffend
die Tragwerkstruktur sei es bei der Begehung darum gegangen, die Materialisierung grob zu ve­
rifizieren (Metron-Studie, S. 16). Die lediglich grobe Analyse und die daraus resultierenden unge­
nauen Erkenntnisse waren Basis für die von der FAMBAU in Auftrag gegebene (und somit nicht
unabhängige) Verhältnismässigkeitsprüfung der CO. Architekten AG vom 17. Juni 2024. Bereits
aus diesem Grund sind die darin enthaltenen Schlussfolgerungen nicht aussagekräftig. Die Ver­
hältnismässigkeitsprüfung der CO. Architekten AG weist zusätzlich weitere Mängel auf. Nachfol­
gend seien nur einige davon erwähnt:

• Ungenügende Trittschalldämmung (S. 6)

Die Aussage der Architekten, wonach «in Wohn- und Schlafräumen gemäss SIA 181 eine
Trittschalldämmung mit einem bewerteten Trittschallpegel L' 48 dB erfüllt sein sollte» ist
unzutreffend. Dieser Wert entspricht der Mindestanforderung bei einem Neubau zwischen
einem Wohnraum mit der Lärmbelastung «mässig» und einem Raum mit der Lärmemp­
findlichkeit «hoch» (Räume für Benutzer:innen mit besonders hohem Ruheempfinden wie
z.B. spezielle Ruheräume in Spitälern/Sanatorien). Nach SIA 181 :2020 definiert die Raum­
nutzungsart die Anforderungen an den Luft- und Trittschallschutz, wobei die Räume in
Bezug auf deren Lärmempfindlichkeit und dem Störgrad eingeordnet werden. Wohnräume
(Schlafzimmer, Wohnzimmer, Kinderzimmer etc.) werden der Lärmbelastung «mässig» und
der Lärmempfindlichkeit «mittel» zugeordnet. Dies ergibt eine Mindestanforderung an den
Trittschallpegel von L' < 53 dB. Zudem gelten für Umbauten im Trittschall um 2 dB weniger
strenge Anforderungen. Damit gilt nach SIA 181 :2020 für Geschossdecken zwischen zwei
Wohnräumen bei Umbauten eine Mindestanforderung an den Trittschallpegel von L' < 55
dB. Für Umbauten gelten folgende Regelungen:

- Sofern keine schalltechnisch relevanten Umbaumassnahmen z.B. an Geschossde­
cken vorgenommen werden und keine Nutzungsänderungen erfolgen, müssen
keine normativen Anforderungen an den Schallschutz für das entsprechende Ge­
werk erfüllt werden. Es gilt die Bestandsgarantie.

- Werden Trennbauteile oder haustechnische Einbauten schalltechnisch relevant
verändert oder saniert, müssen die Schallschutzanforderungen für das betreffende

Bauteil gemäss heutiger Norm (L' < 55 dB) erfüllt werden.

- Können die normativen Anforderungen für Umbauten im Falle ·von Sanierungs­
oder Umbaumassnahmen an Denkmalschutzobjekten nicht erfüllt werden, kann
bei der Baubewilligungsbehörde ein Ausnahmegesuch eingeholt werden.
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- Als verbindlich gelten ohne anderweitige vertragliche Vereinbarungen mit der

Bauherrschaft die Mindestanforderungen der SIA 181 :2020.

• Ungenügende Entlüftung der innenliegenden Sanitärräume (S. 7)

Gemäss der CO. Architekten AG soll die Gefahr von Schimmelbildung mit Hilfe eines Ein­

baus einer mechanischen Hygienelüftung in den Sanitärräumen verringert werden. Dies

sei aufgrund der nötigen Neuorganisation der Leitungsführung in den Steigschächten nur

mit einem grösseren Aufwand möglich.

In der Metron Studie wird im Kapitel «3.4 Haustechnik» betreffend der Lüftung folgendes 

geschrieben: «Lüftung: Im Zuge der Sanierung von Küche und Bad 1996, wurden auch die 

entsprechenden Lüftungen erneuert.» (S. 16). Laut dieser Aussage müsste bereits eine 

Lüftung bestehen, weshalb davon auszugehen ist, dass eine Erneuerung der bestehenden 

mechanischen Lüftung und deren Leitungen vorgenommen werden kann und somit keine 

Neuorganisation von Leitungen im Steigschacht erforderlich ist. Darüber hinaus ist aus 

den bauzeitlichen Grundrissen aus dem Archiv reinhard partner Architekten und Planer AG 

ersichtlich, dass die Steigzone bei den Nasszellen mit Ventilationskaminen für eine 

Schwerkraftlüftung ausgestattet ist (Abb. J 1, Plandokumentation 29.102024/ Diese Ka­

näle bieten grosses Potential, um allfällige neue Lüftungen zu installieren. Diese Variante 

berücksichtigt die Co. Architekten AG nicht. 

• Erdbebensicherheit (S. 7)

Die fachliche Einschätzung bezieht sich hier auf die in der Metron-Studie enthaltenen An­

nahmen und einer Beurteilung durch das Ingenieurbüro Nydegger + Finger AG, deren Er­

stellungsdatum nicht bekannt ist. Wie vorangehend festgehalten, wurde seitens der Met­

ran AG lediglich eine «Grobanalyse» auf der Grundlage einer Ortsbegehung vorgenommen

(Metron-Studie, S. 16). Zudem wird im Kapitel «3.6 Zusammenfassung der Ergebnisse»

eine Berechnung der Erdbebensicherheit erwähnt, welche in den Unterlagen zur Mitwir­

kungsauflage «Überbauungsordnung Bethlehemstrasse - Stöckackerstrasse (Meienegg)»

nicht enthalten ist (S. 19). Ein Erfüllungsfaktor des Erdbebenwiderstandes, welcher aus

einer solchen Berechnung normalerweise hervorgeht, wird nicht erwähnt. Dies lässt ver­

muten, dass die im Bericht erwähnten Ertüchtigungsmassnahmen auf Annahmen und

nicht auf einer fundierten, detaillierten statischen Analyse und Überprüfung der Gebäude

beruhen. Die Beurteilung des Ingenieurbüros Nydegger+Finger AG weist den stetig gel­

ichbleibenden Grundrissen eine gute Erdbebensicherheit aus. Es wird erwähnt, dass eine

detaillierte Erdbebenüberprüfung beim Bestand wohl knapp ausfallen würde. Lediglich die

Bereiche mit Holzbalkendecken werden, aufgrund der mangelnden horizontalen Ausstei­

fung, als problematisch erachtet. Um die Erdbebensicherheit der Gebäude beurteilen zu

können, muss der Erfüllungsgrad a nach SIA 269/8 eruiert werden. Dieser ist in einer

gesamtheitlichen Betrachtung der Gebäude zu bestimmen. Erst danach können konkrete

Konzepte zur Verbesserung der Erdbebensicherheit erarbeitet werden.



• Hindernisfreies Bauen / Gleichstellungsgesetz gemäss Procap (S. 8)
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Gemäss Art. 22 BauG müssen Gebäude mit mehr als vier Wohnungen für Menschen mit
Behinderung zugänglich und benutzbar sein. Im Weiteren sind diese Gebäude im Inneren
so zu gestalten, dass Anpassungen an die Bedürfnisse von Menschen mit Behinderung mit
geringem baulichem Aufwand gemacht werden können. Dies gilt gemäss Absatz 3 «[ ... ]
soweit keine überwiegenden Interessen, insbesondere solche des Ortsbild- und des Denk­
malschutzes, entgegenstehen und bei Erneuerungen zudem keine unverhältnismässigen
Kosten entstehen. » (Art. 22 BauG). In der Bauverordnung des Kanton Bern werden die Auf­
lagen präzisiert: Bauten sind nach der Norm SIA 500:2009 hindernisfrei zu erstellen oder
zu erneuern. Auch hier wird die Verhältnismässigkeit der Eingriffe bei Erneuerungen von
Gebäuden aufgeführt. Eine hindernisfreie Bauweise kann nur soweit verlangt werden, als
der Aufwand dafür nicht mehr beträgt als «a. fünf Prozent des Gebäudeversicherungswerts
vor der Erneuerung bzw. fünf Prozent des Neuwerts oder b. 20 Prozent der Erneuerungs­
kosten.» (Art. 85 BauV).

Im Folgenden werden die aufgelisteten Massnahmen der «Fachlichen Einschätzung zu den 
Möglichkeiten der Sanierung und Beurteilung» der CO.Architekten AG im Zusammenhang 
mit der SIA 500:2009 eingeordnet. Hierfür müssen die Anforderungen für die Kategorie II 
Bauten mit Wohnungen berücksichtigt werden. 

((Erstellen von niveaufreien Zugängen zu den Wohnungen mit Zugangswegen und Rampen 

mit einem Gefälles 6% und einem Lift zur Erschliessung der Geschosse. J)

Gemäss Punkt 9.1.3 SIA 500:2009 ist die Erschliessung der Geschosse über Treppen be­
dingt zulässig, sofern mindestens ein Vollgeschoss stufenlos zugänglich ist. Im Sinne der 
Anpassbarkeit muss bei Bedarf nachträglich der Einbau eines Aufzuges, einer Hebebühne 
oder eines Plattformtreppenliftes zur Erschliessung aller Gebäude möglich sein.4 Mit Aus­
nahme der Gebäude Stöckackerstrasse 88, 90 und 92 entsprechen alle Gebäude der Sied­
lung Meienegg dieser Auflage. Gartenseitig können die Wohnungen stufenlos erschlossen 
werden. Hierzu bräuchte es einzig Anpassungen an den Zugangswegen. 

((Die Raumgrössen von Küchen und Bad müssen vergrössert werden, damtf Hilfestellungen 

durch Betreuende möglich werden. ))

Auch im Zusammenhang mit den Nasszellen müsste eine Verhältnismässigkeitsprüfung 
gemäss SIA 500:2009 erfolgen. Gemäss Punkt 10.2.1. SIA 500:2009 muss pro Wohnung 
mindestens ein Bad- oder Duschraum mit Toilette eine Nutzfläche von 3,80 m2 (Kleinwoh­
nung 3,60m2 ) aufweisen und keine Raumabmessung darf weniger als 170 cm betragen.5

Gemäss Punkt 10.3.1 SIA 500:2009 muss bei Einfronten- und L-förmigen Küchen eine Frei­
fläche von mindestens 1.40*1.70 m vor Spülbecken und Kochherd vorhanden sein und bei 
Zweifrontenküche ein Abstand von mindestens 1.20 m.6 Dies kann bei allen Wohnungen, 

4 Schweizerischer Ingenieur- und Architektenverein SIA: SIA 500:2009 Hindernisfreie Bauten. Zürich 2009. S. 30. 
5 Schweizerischer Ingenieur- und Architektenverein SIA: SIA 500:2009 Hindernisfreie Bauten. Zürich 2009. S. 30. 
6 Schweizerischer Ingenieur- und Architektenverein SIA: SIA 500:2009 Hindernisfreie Bauten. Zürich 2009. S. 30. 
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welche drei Zimmer oder mehr haben, eingehalten werden (entspricht betr. die Küchen ca. 
80% der Wohnungen). 

rrMindestens ein Raum muss die Minimalgrösse aufweisen. Dazu müssen Zwischenwände 

I Raumabtrennungen entfernt werden. )) 

Gemäss Punkt 10.4 SIA 500:2009 muss mindestens ein Schlafzimmer oder Schlafbereich 
eine Minimalbreite von 3.0 m und eine Minimalfläche von 14 m2 aufweisen.7 Eine Über­
prüfung der Grundrisse ergibt, dass· diese Anforderung in allen Wohnungen eingehalten 
werden kann. Weshalb dies in der fachlichen Einschätzung anders behauptet wird, er­
schliesst sich deshalb nicht. 

rrDie Balkontiefe muss vergrössert und die Schwellenhöhe reduziert werden. Dazu müssen 

die Balkone abgetrennt und neu gebaut werden. ); 

Die SIA 500:2009 nennt keine Anforderungen an die Dimension von Balkonen. Unter Punkt 
9.3.3 wird einzig darauf verwiesen, dass Laubengänge eine Wendefläche von mindestens 
1.40 m*l .70 m aufweisen müssen.8 Dieses Mass könnte auch auf Balkone angewendet 
werden. Somit würden über 99 % der Balkone den Anforderungen entsprechen. Lediglich 
15 Balkone der Stöckackerstrasse 88, 90 und 92 würden dem Mass von 1 .40 m in der Tiefe 
knapp nicht entsprechen. Betreffend der Schwellenhöhe ist unter Punkt 10.1.3 SIA 
500:2009 geregelt, dass bei Ausgängen zu Balkonen, Terrassen und Aussensitzplätzen Ab­
sätze von 2.5 cm erlaubt sind. Ein höherer Absatz im Aussenbereich ist zulässig unter der 
Voraussetzung, dass der Aussenboden unter Einhaltung der Anforderung an das Geländer 
gemäss Norm SIA 358 auf die erforderliche Höhe anpassbar ist. 9 Im Zusammenhang mit 
Anpassungen an den Bodenaufbauten sollte es möglich sein, dieses Mass einzuhalten. 
Ein Abbruch der Balkone ist somit nicht notwendig. 

Die Gesamtbetrachtung der Gebäude der Meienegg im Zusammenhang mit der SIA 
500:2009 zeigt, dass viele Anforderungen bei den bestehenden Gebäuden eingehalten 
werden können. Bereiche, für welche Lösungen gefunden werden müssen, betreffen 
hauptsächlich die Erschliessung im Gebäude, sofern überhaupt nötig (siehe Punkt 9.1.3), 
die Nasszellen und Türbreiten. Bei Umbauprojekten können in Absprache mit Procap oft 
auch projektspezifische verhältnismässige Lösungen gefunden werden, welche leicht von 
der Norm abweichen können. Dies zum Beispiel bei Nasszellen, bei denen die Anforderung 
an die Masse knapp nicht erreicht wird, aber durch die Anordnung der Sanitärapparate 
die geforderte Nutzbarkeit trotzdem gewährleistet wird. 

• Dämmen des beheizten Volumens (S. 9 f .)

Gemäss Artikel 14 Winterlicher Wärmeschutz der Kantonalen Energieverordnung muss
bei Umbauten und Umnutzungen der Systemnachweis alle Räume umfassen, die Bauteile

7 Schweizerischer Ingenieur- und Architektenverein SIA: SIA 500:2009 Hindernisfreie Bauten. Zürich 2009. S. 30. 
8 Schweizerischer Ingenieur- und Architektenverein SIA: SIA 500:2009 Hindernisfreie Bauten. Zürich 2009. S. 30.
9 Schweizerischer Ingenieur- und Architektenverein SIA: SIA 500:2009 Hindernisfreie Bauten. Zürich 2009. S. 30.



14 

aufweisen, die vom Umbau oder der Umnutzung betroffen sind. 10 Somit sind Bauteile, 
welche nicht verändert werden, von den Anforderungen ausgenommen. 
Der in der «Fachlichen Einschätzung» angegebene U-Wert von 1.55 W(m2k) kann nicht
nachvollzogen werden. Eine genaue Berechnung mit Angabe der Lambda-Werte der ein­

zelnen Schichten (Putz, Backstein) müsste durch eine Fachperson gemacht werden. Zudem 
wird die Aussenwandstärke mit 25 cm Backsteinmauerwerk angegeben. In den Detailplä­
nen aus dem Archiv von reinhard partner Architekten und Planer AG ist die Wand mit 30 
cm Stärke gezeichnet und im Wandaufbau wird ein Wabenstein erwähnt (Abb. 43, Plan­

dokumentation 2910.2024) Weiter könnten ein Fensterersatz, das Dämmen der Kellerde­

cke und des Dachs bzw. des Estrichbodens bereits zu einer starken Verringerung des Hei­
zenergiebedarfs führen. All diese Eingriffe könnten im Rahmen einer Instandsetzung und 

sanften Sanierung umgesetzt werden. 

• Erreichen günstiger Energie- und Nebenkosten (Gesamtmietkosten) (S. 10 f.)

Die Aussagen basieren auf Annahmen. Es werden theoretische Werte für den Energiebe­

darf beigezogen, welche nicht genau nachvollzogen werden können. So wird beispiels­

weise der Heizenergiebedarf für den Bestand dem Text «Energieverbrauch von Gebäuden»

entnommen, der tatsächlich aktuelle Heizenergieverbrauchs der Siedlung, welcher der Ei­
gentümerschaft bekannt sein müsste, wird nicht als Grundlage herangezogen. Im Text

wird zu diesem Wert angefügt, dass dieser aus der Berechnung der vorhandenen Kon­
struktion hervorgeht. Weiter wird einerseits erläutert, dass der Wert des effektiven Hei­

zenergiebedarfes bei Bestandsbauten oft kleiner ausfällt, wenn vom gemessenen Hei­

zenergieverbrauch zurückgerechnet wird. Anderseits basieren die in der Einschätzung auf­

geführten Berechnungen nicht auf dynamischen Wärmedurchgangsmodellen, welche für
dicke oder ungedämmte Wände besser geeignet sind. Um eine fundierte Aussage zu er­

langen, müsste der aktuelle Heizenergieverbrauch analysiert werden oder an den Gebäu­
den entsprechende Berechnungen zum Heizenergiebedarf mit dynamischen Modellen vor­

genommen werden.

Der Ersatz der Gasheizungen durch Fernwärme oder eine effizientere Warmwasseraufbe­

reitung, welche von den Architekten nicht in Erwägung gezogen wurden, würden zu einer

zusätzlichen Reduktion der Nebenkosten beitragen. All diese Eingriffe könnten im Rahmen

einer Instandsetzung und sanften Sanierung umgesetzt werden.

Aus den vorangehenden Darlegungen folgt, dass die Verhältnismässigkeitsprüfung der CO.Archi­

tekten AG auf unvollständigen, teilweise nicht nachvollziehbaren oder gar auf falschen Annahmen 

beruht. Zudem wurde mehrfach die Möglichkeit der Durchführung anderer, geringfügigerer und 

sicherlich kostengünstigerer Baumassnahmen nicht berücksichtigt, was Auswirkungen auf die 
Kosten- bzw. Wirtschaftlichkeitsberechnung sowie die durch die von der Stadt Bern und der FA­

MBAU geltend gemachten öffentlichen und privaten Interessen hat. Als schlüssige und taugliche 

Entscheidungsgrundlage fällt die Studie damit weg. 
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Insgesamt ist nicht hinreichend nachgewiesen, ob und wenn ja, in welchem Umfang Baumass­
nahmen überhaupt notwendig sind. Gemäss dem Erläuterungsbericht vom September 2024 zeige 
die Bausubstanz «erhebliche Probleme». Welche bauphysikalischen, energetischen oder stati­
schen Mängel konkret bestehen, wurde bislang jedoch nicht wissenschaftlich erhoben. Weder 
wurden Proben entnommen, noch wurden statische Untersuchungen oder U-Wert-Messungen 
durchgeführt. Der tatsächliche bauliche Zustand ist damit nicht bekannt. Ausserdem liegen zu 
diesem Sachverhalt auch unterschiedliche Aussagen vor. Gemäss der Metron Studie sind die Ge­
bäude der Siedlung Meienegg unter Berücksichtigung ihres Alters- anders als von der Stadt Bern 
behauptet - ((/f7 einem al/geme1n guten Zustand» (S. 15). Auch der von der Eigentümerschaft bei­
gezogene Gutachter, Dr. Ueli Habegger, bezeichnete die Konstruktion als stabil (Gutachten Ha­
begger, S. 23). 

Zudem wurden die Möglichkeit und allfällige Vorzüge einer Instandstellung nie seriös ausgear­
beitet. So wurde bspw. die Menge an grauer Energie, welche beim Abbruch des Bestands ver­
nichtet und bei Ersatzneubauten erneut aufgewendet werden müsste, nicht mit in die Energiebe­
rechnungen einbezogen. Eine Verhältnismässigkeitsprüfung setzt jedoch voraus, dass die erfor­
derlichen Angaben über die Notwendigkeit, Eignung und Zumutbarkeit einer Massnahme bekannt 
sind, was vorliegend nicht der Fall ist. Von Bedeutung ist sodann, dass der Schonungsgrundsatz 
es gebietet, dass im Rahmen der Verhältnismässigkeitsprüfung sämtliche umsetzbare Varianten 
geprüft werden. Dies ist gestützt auf die aktuelle Aktenlage ebenfalls nicht möglich. Mangels 
ernsthafter Überprüfung wurde somit nicht hinreichend dargetan, dass die Erhaltung der Siedlung 
für die FAMBAU nicht tragbar sein soll, weshalb ein Abbruch der Siedlung nicht in Frage kommt. 

Sollten dennoch Unsicherheiten in der Beurteilung bestehen, wäre die Stadt Bern zufolge des 
nicht korrekt und unvollständig festgestellten Sachverhalts verpflichtet. eines bzw. mehrere Gut­
achten über den energetischen. bauphysikalischen und statischen Zustand der Bauten in der Sied­
lung Meienegg sowie die Tragbarkeit einer sanften Sanierung bei unabhängigen und ausserkan­
tonales Experteninnen und Experten einzuholen. 

Beweismittel: 
- die bisherigen
- Einholung von Gutachten betr. den Zustand der Bauten und die Tragbarkeit

einer sanften Sanierung, bei unabhängigen und ausserkantonalen Experten v.A.w. einzuholen

2.2 Öffentliche und private Interessen 

Der Vollständigkeit halber hat trotz nicht erwiesenem. rechtserheblichem Sachverhalt eine Inte­
ressenabwägung zu erfolgen. Betreffend die geltend gemachten baupolizeilichen Interessen wird 
auf die bezüglich die Studie der CO. Architekten AG erfolgten Angaben verwiesen, wonach meh­
rere, baupolizeiliche Vorgaben bereits eingehalten werden oder deren Einhaltung auch bei Erhalt 
der Siedlung ohne grosse Aufwände umgesetzt werden könnte. In dieser Hinsicht gilt es insbe­
sondere zu beachten, dass bei denkmalgeschützten Bauten im Vergleich zu Neubauten tiefere 
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Anforderungen gelten bzw. nicht die in baupolizeilicher Hinsicht geltenden maximalen Werte er­
reicht werden müssen. 

Beweismittel: 

- die bisherigen

Innenverdichtung I Gemeinnütziger bzw. preisgünstiger Wohnungsbau 

Der Gemeinderat beruft sich im Erläuterungsbericht wiederholt auf die nach revidierten Raumpla­

nungsgesetz postulierte «Verdichtung nach Innen». Der Berner Heimatschutz anerkennt und un­

terstützt diese Stossrichtung, verweist allerdings auf die klare Bundesgerichtspraxis, die sich zum 

Spannungsfeld zwischen Ortsbild- und Denkmalschutz und der Innenverdichtung entwickelt hat. 

Die höchstrichterliche Rechtsprechung besagt, dass Verdichtungsprojekte in Siedlungen mit ho­

hem denkmalpflegerischem Wert keine Priorität haben dürfen: «Insgesamt ergibt sich, dass ein 

sehr erhebliches öffentliches Interesse am Erhalt der Gründersiedlung des Friesenbergquattiers 

besteht Wie sich aus allen gutachterlichen Stellungnahmen ergibt und sich am bundesgerichtli­

chen Augenschein bestätigt hat, kommt den beiden ersten Bauetappen "Pappeistrasse" und 

"Schweighof Nord" grosse, über Zürich hinausreichende archtfektur- und sozialgeschichtliche Be­

deutung zu. Das Anliegen der baulichen Verdichtung wiegt bezogen auf den vorliegenden Fall 

deutlich weniger schwer, denn der Erhalt historischer Bausubstanz bedingt fast immer den Ver­

zicht auf eine maximale Ausnutzung des Bodens (vgl. auch Utte1/ JC_BJ0/2018 vom 12 Juni2019 

E 5.33) und in der Stadt Zürich - und wohl auch im Friesenbergquattier - bestehen andere Mög­

lichketfen der inneren Verdichtung, die nicht in einem deratt ausgeprägten Konflikt mtf dem Denk­

malschutz stehen. }} (Urtei 1 1 C_ 12812019, E. ). 

Die CO. Architekten AG bringen vor, die Wohnungen der bestehenden Siedlung entsprächen den 

Zielen betreffend Anzahl Zimmer und Grösse (m2) nicht. Als Argument dafür wird auf den wach­

senden Wohnflächenbedarf verwiesen sowie auf die Studie «Wohnbedürfnisse: Bemerkenswer­

ter Wandel» von Wüest Partner aus dem Jahr 2021. Laut dieser werden am häufigsten Vier-Zim­

mer, aber auch Drei- und Fünfzimmerwohnungen gesucht. Einerseits, weil die Nachfrage nach 

Ein- und Zweizimmerwohnungen weniger gross sei, andererseits weil Grosswohnungen im Ange­

bot stark untervertreten seien. 

Zunächst gilt es diesbezüglich zu beachten, dass das Bundesamt für Statistik Szenarien zur Ent­

wicklung der Privathaushalte in der Schweiz und in den Kantonen von 2020-2050 erarbeitet hat. 

Gemäss diesen werden die Ein- und Zweipersonenhaushalte am stärksten zunehmen.11 Die Nach­

frage in der Stadt Bern nach Familienwohnungen und Wohnungen für alternative Wohnformen ist 

sicher gegeben, jedoch darf der statistisch belegte Bedarf nach kleineren Wohnungen nicht ver­

nachlässigt werden. Wird Verdichtung als raumplanerisches Ziel ernst genommen, müsste auch 

das Thema der Suffizienz, insbesondere des Wohnflächenverbrauchs beachtet werden. Ein Areal 

11 Bundesamt für Statistik: Künftige Entwicklung der Privathaushalte. Szenarien zur Entwicklung der Privathaushalte in der 

Schweiz und in den Kantonen 2020-2050. Neuchatei 2021. 
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kann nicht über eine Vergrösserung der Anzahl Wohnungen Wohnung verdichtet werden, sondern 
auch über die Steuerung des Flächenverbrauchs pro Kopf und allfällige Richtlinien zur minimalen 
Wohnungsbelegung. 

Insbesondere Wohnraum von Auszubildenden, sozial schwächer gestellten Familien, Alleinerzie­

henden und/oder Alleinstehenden sowie Rentnerinnen und Rentnern geht mit einem Abbruch ver­

loren. Ein nicht zu vernachlässigendes Thema ist die soziale Nachhaltigkeit. Die FAMBAU ver­

spricht den aktuellen Mietenden der Siedlung Meienegg ein Vormietrecht für die neuen Wohnun­
gen. Fakt ist jedoch, dass die Mieten der neuen Wohnungen deutlich höher ausfallen werden als 

die aktuellen und sich somit viele der derzeitigen Bewohnenden diese nicht mehr werden leisten 

können. Dieses Phänomen tritt auch bei einer tiefgreifenden Sanierung auf. Darauf macht auch 

der Bericht «Soziale Nachhaltigkeit im Mietwohnungsmarkt nimmt ab» 12 von Wüest und Partner 

aufmerksam. Zu Gunsten der Erhaltung günstiger Wohnungen würde dies für eine Erhaltung und 

sanfte Sanierung der Siedlung mit werterhaltenden Massnahmen sprechen. 

Ein Abbruch würde hingegen zwangsläufig zur fortschreitenden Gentrifizierung des Stadtteils 

bzw. der Quartiere Bümpliz und Bethlehem beitragen und missachtet damit die in der Wohnstra­
tegie der Stadt Bern vorgetragenen «Absichtserklärungen»: Gesellschaftlich und wirtschaftlich 

schwächer gestellte Menschen würden aus diesen beiden im Stadtberner Vergleich günstigen 

Quartieren verdrängt und der viel beschworene soziale Zusammenhalt geschwächt. Im Kontext 

der seit der Annahme der Raumplanungsgesetzes 2013 geforderten Verdichtung nach innen ist 

«Dichte» nicht ausschliesslich als rechnerische Einheit «umbauter Raum im Verhältnis zum Boden» 

zu begreifen. Vielmehr muss der Wohnraumbedarf einer einzelnen Person mit in die Berechnungen 

einbezogen werden: Werden Wohnungen grösser und - wenn auch nur geringfügig - teurer, er­

höht sich dieser unweigerlich, sodass schliesslich nicht zwingend mehr Menschen auf derselben 

Geschossfläche wohnen - Stichwort «Belegungsdichte». Auch die in allen bislang von der FAM­

BAU und der Stadt Bern vorgelegten Gutachten und Berechnungen nicht mitberücksichtigte sozi­

ale Dichte von Wohnsiedlungen, die in der bestehenden Meienegg äusserst hoch ist, muss in der 

Gesamtrechnung eine Rolle spielen. Sie resultiert gemäss dem 2015 von der Zürcher Baudirektion 

herausgegebenen «Glossar zum Begriff» Dichte aus «dem Zusammenspiel von baulicher Dichte, 

Nutzungsdichte und funktionaler Dichten. Historisch gewachsene Beziehungsnetze und das ge­

meinschaftliche Zusammenleben innerhalb von Siedlungen und Quartieren erhöhen die Wohn­

qualität von Stadtteilen und Städten als Ganzes und tragen somit zu deren Attraktivität als Wohn­

standort bei. 

Gleichzeitig gilt es zu berücksichtigen, dass in der Stadt Bern die Verdichtung nach innen bereits 

in anderen Fällen sehr erfolgreich vorangetrieben wird. Es gibt zahlreiche Siedlungsentwicklungs­

und verdichtungsprojekte auf Stadtgebiet, die bereits realisiert sind, bzw. solche, die mit bedeu­

tend höherem Wachstumspotential und guten Erfolgsaussichten in Planung sind. Eine (unvollstän­

dige) Liste gelungener sowie besonders vielversprechender interessanter Verdichtungsprojekte, 

12 Wüest Partner AG: Soziale Nachhaltigkeit im Mietwohnungsmarkt nimmt ab. 2024. https://www.wuestpartner.com/ch­

de/2024/05/08/bezah lbarkeit-bei-umzuegen-im-m ietwohnungsmarkt-laesst-nach/ (26.10.2024) 
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die der Berner Heimatschutz ausdrücklich unterstützt, liegt der Mitwirkungseingabe bei (vgl. Bei­
lage 3). In den letzten zehn Jahren konnten so in der Stadt rund 4200 neue Wohnungen gebaut 
werden und aktuelle Planungen weisen gemäss einem Bericht im Bund vom 25.0ktober 202413

ein Gesamtpotenzial von 6000 neuen Wohnungen aus, die in den nächsten Jahren erstellt werden 

können (vgl. Beilage 3). Mit ihren im Vergleich zum Bestand lediglich 116 zusätzlichen Wohnungen 
fällt die Meienegg dabei nicht ins Gewicht. Das Verdichtungspotential kann jedenfalls nicht als 

enorm gross bezeichnet werden. Eine Verdichtung hat sodann nicht zwingend in der denkmalre­

levanten Siedlung Meienegg zu erfolgen; wie die realisierten Projekte zeigen, besteht hierfür in 

der Stadt Bern anderswo genügend Raum. 

Im öffentlichen Interesse ist es zudem, wenn bezahlbare Wohnungen namentlich für Einwohne­

rinnen und Einwohner im unteren Einkommenssegment in der Stadt Bern erhalten bleiben. Der 

angestrebte Ersatzneubau mit grösseren Wohnungsgrundrissen wird angesichts der Erstellungs­

kosten zwingend zu erheblich höheren Mieten führen, die sich Personen im Tieflohnbereich nicht 
mehr leisten können. Schliesslich ist darauf hinzuweisen, dass bereits allein der Umstand, dass 

die bestehenden Häuser nahezu vollvermietet sind und genutzt werden, zeigt, dass der bauliche 

Zustand nicht derart schlecht sein kann, wie dies von der FAMBAU propagiert wird. Dass die 

Wohnungen nicht mehr dem heutigen Komfortanspruch an Neubauwohnungen entsprechen, 

scheint nichts an deren Beliebtheit zu ändern und ist deshalb nicht relevant. 

Beweismittel: 

- die bisherigen

- Liste Verdichtungsobjekte Beilage 3 

Energetische und ökologische Anliegen 

Eine wirksame energetische Ertüchtigung von aus heutiger Sicht ungenügend gedämmten Bauten 

aus der unmittelbaren Nachkriegszeit ist, wie Beispiele aus anderen Deutschschweizer Städten 

zeigen, durchaus möglich, so etwa durch gezielte Nachdämmungen (Dachboden, Keller, Fenster), 

Teilisolierungen der Fassaden wie auch durch den Einsatz erneuerbarer Energieträger. Im Rahmen 

eines qualifizierten Verfahrens hätten auch diese Vorgehensweisen - in demselben Detaillie­

rungsgrad - geprüft werden müssen wie Ersatzneubauten. In diesem Zusammenhang wird zu­

nächst auf die vorangehenden Ausführungen betr. die Fachliche Einschätzung der CO. Architekten 

AG hingewiesen. 

Die FAMBAU und die Stadt Bern verkennen systematisch, dass der Abbruch eines sanierungsfä­

higen Gebäudes den Erkenntnissen des Klimaschutzes widerspricht. In Baustoffen und -materia­

lien steckt viel gebundene graue Energie: diejenige, die zur Rohstoffgewinnung, -herstellung, -

verarbeitung und -entsorgung erforderliche, nicht erneuerbare Primärenergie einschliesslich der 

für Transporte aufgewendete C02-Verbrauch. Die Bauwirtschaft ist je nach herangezogener 

Quelle für zwischen 66 und 80 % des gesamten Schweizer Abfallvolumens verantwortlich. 

13 Christoph Hämmann, Bern baut und plant - und handelt sich Verzögerungen ein, in: Der Bund, 25.10.2024. 
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Gemäss dem Bericht «Abfallwirtschaft, Abfallvermeidung, Abfallplanung, Messung» des Bundes­
rats vom 15. Februar 2023 14 sind es zwei Drittel. Jährlich fallen derzeit rund 16-18 Millionen Ton­
nen Bauabfall durch Abbrucharbeiten an, von denen wiederum ein Viertel (4-5 Millionen Tonnen) 
nicht verwertet werden kann und auf Deponien gelagert werden muss. Bei einem Abbruch und 
Ersatzneubau ganzer Siedlungen werden darüber hinaus derart grosse Mengen der in der Bausub­
stanz gebundenen grauen Energie vernichtet und neues C02 ausgestossen, dass sie im ganzen 
Lebenszyklus eines neuen Gebäudes nicht eingespart werden können. Damit wird deutlich, dass 
Ressourcen schonen oberstes Gebot für klimafreundliches Bauen und das Erreichen des Netto­
Null-Ziels des Bundes ist. Wie die EKD in ihrem Jahresbericht 2015 zutreffend festhält, «ist es ein 

Gebot richtig verstandener Nachhaltigke1t mtf diesem Bestand sorgsam umzugehen und ihn in 

der Vielfalt seiner reichhaltigen materiellen und geistigen Ressourcen nicht zu entsorgen, sondern 

zu schonen, angemessen zu ertüchtigen und weiter zu nutzen. » (S. 5, Hervorhebung durch die 
Unterzeichnende). 

Beweismittel: 
- die bisherigen

Freiraum-/ Aussenraumgestaltung 

Einer Aufwertung des Aussenraums, dem sowohl das ISOS als auch das städtische Inventar hohe 

räumliche Qualitäten attestieren, ist nichts entgegenzusetzen, hierfür sind jedoch kein Abbruch 
und Neubau notwendig. Die Siedlung Meienegg bietet mit ihren grosszügigen, differenziert aus­

gestalteten Freiflächen eine gute Grundlage, auf welcher die im Erläuterungsbericht bemängelte 
Biodiversität der Aussenräume mittels gezielter landschaftsgärtnerischer Massnahmen erzielt 
werden kann. Besonders der Wert des noch aus der Bauzeit erhaltenen Baumbestandes ist nicht 

zu unterschätzen: Die Leistungen der Bäume betreffend Kühlung, Schatten, Biodiversität und 
Wasseraufnahme nimmt mit der Grösse exponentiell zu. Bei Ersatzpflanzungen wird ihr Einfluss 
auf das Klima und die Biodiversität erst nach vielen Jahren erreicht. 

Beweismittel: 

- die bisherigen

Private Interessen der FAMBAU 

Wie bereits erwähnt, sind die Berechnungsgrundlagen unvollständig und nicht korrekt eruiert wor­

den, weshalb angebliche finanzielle Verluste nicht nachgewiesen sind. Zudem sind nach der 

Rechtsprechung des Bundesgerichts und des Verwaltungsgerichts bei der Prüfung der Zumutbar­

keit eines Abbruchverbots Rentabilitätsüberlegungen umso geringer zu gewichten, je schutzwür­

diger eine Baute ist. 
Die Wohnungen der Siedlung Meienegg werden gemäss den Grundsätzen des gemeinnützigen 

Wohnungsbaus nach dem Prinzip der Kostenmiete vermietet. Die «Fachliche Einschätzung» erläu­

tert, dass die notwendigen Anpassungen im Bereich der Brandschutz- und 

14 Abrufbar auf httos://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/75709.odf, zuletzt besucht am 25.11.2024. 
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Wohnraumhygienemassnahmen (Trittschall, Lüftung) keinen direkten Mehrwert für die Mieten­
den bieten und die Investitionskosten somit nicht auf die Mieten aufgerechnet werden können. 
Somit können bei den Szenarien 0, 1 und 2 die Mehrausgaben nicht über die Mieteinnahmen 
gedeckt werden. Das Merkblatt des Bundesamtes für Wohnungswesen zum Modell der Kosten­
miete hält betreffend Kostenmiete folgendes fest: «Im Grundsatz bedeutet dies, dass die Mietzin­
seinnahmen alle laufenden Liegenschaftskosten decken (Finanzierungskosten, Baurechtszinse 
und Betriebskosten). Ebenso enthalten sind genügend Mittel für den langfristigen Werterhalt. »

15 

Da im Rahmen einer Sanierung werterhaltende oder nur geringfügig wertsteigernde Eingriffe er­
folgen, müssten die Kosten aus den bisherigen Mieteinnahmen bestritten werden können. 

An dieser Stelle sei sodann der Hinweis erlaubt, dass die FAMBAU im Rahmen des Bauprojekts 
«Papillon/Eisvogel » in Niederwagen/Köniz zusammen mit der Pensionskasse der Gemeinde Köniz 
eine Neubausiedlung realisierte (www.papillon-eisvogel.ch). Eine Analyse der Mieten pro m2 of­
fenbart, dass beide Bauträgerinnen in dieser Neubausiedlung in etwa die gleichen Konditionen 
aufweisen. Dies ist insofern interessant, als dass Genossenschaften zu Selbstkosten und ohne 
Gewinn vermieten, während Pensionskassen Renditen erzielen müssen, um die Renten ihrer Ver­
sicherten bezahlen zu können. Die gemäss Eigendarstellung gemeinnützige bzw. nicht gewinnori­
entierte FAMBAU verlangt jedoch dieselben, im Einzelfall sogar höhere Mietpreise als die Pensi­
onskasse. Eine Quersubventionierung fällt deshalb nicht - wie in den Planakten behauptet - von 
Vornherein ausser Betracht. Aussagekräftig ist auch ein Blick auf die Homepage der FAMBAU. 
Dort schreibt sie etwa, dass sie ihr Portfolio stetig mit Neubauprojekten und Zukäufen erweitere 16.

Der Jahresabschluss für 2023 wird als beeindruckend bezeichnet. 

Zusammenfassend folgt aus den vorgebrachten Überlegungen und Ausführungen, dass viele der 
von der Eigentürmerschaft und der Stadt Bern vorgebrachten angeblichen Vorteile, die ein Neubau 
mit sich bringen würden, bereits heute gegeben sind oder auch mit der Erhaltung und einer sanf­
ten Sanierung der Siedlung Meienegg erreicht werden können. Die vorgebrachten öffentlichen 
und privaten Interessen sind somit allesamt nicht geeignet, bei nachgewiesener wirtschaftlicher 
Tragbarkeit den Abbruch des besterhaltenen baulichen Zeugen aus der Anfangszeit der Ge­
schichte des sozialen Wohnbaus der Nachkriegszeit in der Deutschschweiz zu rechtfertigen. 

Beweismittel: 
- die bisherigen

15 Bundesamt für Wohnungswesen: Modell einer Kostenmiete für vom Bund geförderte Wohnungen. Merkblatt. Bern 2022. S. 
2. 
16 Abrufbar auf hllps://www.fambau.eh/de/immobilien und https://www.fambau.ch/de{iahresbericht-2022-der-fambau-genos­
senschaft, zuletzt besucht am 21.11.2024. 
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C. Konklusion

Aus den vorangehenden Ausführungen folgt einerseits, dass der rechtserhebliche Sachverhalt in 
mehrfacher Hinsicht unvollständig und nicht korrekt erstellt wurde. Die gestützt hierauf erfolgte 
Interessenabwägung ist deshalb rechtsfehlerhaft. Der Gemeinderat der Stadt Bern hat in seiner 
Antwort vom 19. Mai 2021 auf die kleine Anfrage vom 3. Mai 2021 «Die Stadt als Zudienerin zur 

Zerstörung von Kulturgut und Vertreiberin von den sozial Schwächsten? (2021.SR.000118) die Ein­
holung von weiteren oder ergänzenden Nachweisen {zum Beispiel in Form eines unabhängigen 
Gutachtens) in Aussicht gestellt. Dass noch zusätzliche Abklärungen erforderlich sind, wurde in 
der vorliegenden Eingabe nachvollziehbar dargelegt, weshalb die der Legislative als höchste In­
stanz in Aussicht gestellten, unabhängigen Nachweise noch zu erbringen sein werden. 

Anderseits ist die Überbauungsordnung und eine Baubewilligung aufgrund des Verstosses gegen 
Bundes- und kantonales Recht nicht genehmigungsfähig {u.a. Verletzung der Art. 5 Abs. 2 BV, 9, 
10 ff. und Art. 86 BauG sowie Art. 5 DPG). Auf nationaler Ebene gilt es zusätzlich was folgt zu 
beachten: Mit der Aufnahme eines Ortsbildes von nationaler Bedeutung ins !SOS wird dargetan, 
dass es in besonderem Masse die ungeschmälerte Erhaltung, jedenfalls aber unter Einbezug von 
Wiederherstellungs- oder angemessenen Ersatzmassnahmen die grösstmögliche Schonung ver­
dient (Art. 6 Abs. 1 NHG). Auch ausserhalb der Erfüllung von Bundesaufgaben kommt einem Ein­
trag im ISOS Bedeutung zu, wobei ihm das Bundesgericht die gleiche Relevanz beimisst wie Sach­
plänen und Konzepten im Sinne von Art. 13 RPG. Nach Art. 6 Abs. 4 RPG und Art. 4a VISOS ist ein 
Eintrag im ISOS auch im Rahmen der kantonalen Richtplanung und aufgrund der Behördenver­
bindlichkeit von Richtplänen auch bei der kommunalen Nutzungsplanung zu beachten (vgl. hierzu 
Urteil 1 C_ 488/2015 des Bundesgerichts vom 24. August 2016, E. 4.3 ff., Hervorhebungen durch 
die Unterzeichnende). In einer umfassenden Interessenabwägung sind im Sinne der Optimierung 
der Interessen {Aemisegger et al. 2016: Praxiskommentar RPG) auch Alternativen und Varianten 
zu prüfen. Die Kriterien der obengenannten Norm und die Schutzinteressen der Bauinventare sind 
auch bei der Anwendung von Art. 9ft. BauG, insbesondere bei einer im Einzelfall erforderlichen 
Interessenabwägung, zu berücksichtigen; d.h. das inventarisierte Objekt ist grösstmöglich zu 
schonen (Zaugg/Ludwig, Kommentar zum Baugesetz des Kantons Bern, Band 1, 5. Aufl., 2020, Art. 
9-10 N 33b, Urteil A-7810/2010 des Bundesverwaltungsgerichts vom 15.07.2011, Regeste Ziff. 2).
Das Erhaltungsziel A des ISOS schreibt einen integralen Substanzerhalt der Einzelbauten, Anla­
geteile und Freiräume, wobei störende Eingriffe zu unterlassen bzw. zu beseitigen sind. Die Erhal­
tung und sanfte Sanierung der Wohnbauten der Siedlung Meienegg stellt eine ernsthafte Variante
dar, die dem Schonungsgrundsatz besser Rechnung trägt und deshalb zwingend der Vorrang zu
gewähren ist.

Gleichzeitig ermöglicht die Erhaltung und sanfte Sanierung der Siedlung Meienegg der Stadt Bern 
das bemerkenswerte Bestreben von Hans und Gret Reinhard «den sozial benachteiligten Men­
schen eine möglichst hohe Lebensqualität zu ermöglichen, in ansprechender Architektur und Um­
gebung, zu bescheidenen Mietzinsen» 17 fortzuführen. 

17 lneichen (2013). S. 10. 
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Es wird um eine ernsthafte Berücksichtigung der angebrachten Einwendungen und der Gutheis­sung der darin enthaltenen Anträge ersucht. Die Ergänzung der Vorbringen und die Nennung wei­terer Beweismittel zu einem späteren Zeitpunkt bleiben vorbehalten. 
Für Ihre Kenntnisnahme und Ihre Bemühungen danke ich Ihnen bestens. 
Frau�-�, 

„ Mejreme Omuri, Rechtsanwältin 
eingetragen im Anwaltsregister 

3 Beilagen erwähnt 

Kopie an: 
- KI ientschaft
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